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I. Einf�hrung

Das rasch sich fortentwickelnde WTO-Recht st�ßt auch in der Wissen-
schaft auf immer gr�ßeres Interesse. L�ngst schon ist diese Materie nicht mehr
allein den Experten des Internationalen Wirtschaftsrechts bzw. den V�lker-
rechtlern im engeren Sinne vorbehalten. Vielmehr er�ffnet diese Materie Zu-
g�nge, ausgehend von vielen Wissenschaftssparten. Das Ergebnis ist eine lite-
rarische Produktion, die selbst f�r Experten des Fachs kaum mehr �berschau-
bar ist. Bisweilen gewinnt man den Eindruck, dass die wissenschaftliche Aus-
einandersetzung mit dieser Materie ein Eigenleben annimmt und sich von den
Bed�rfnissen der Praxis immer weiter entfernt. Die große Zahl an Medien, die
sich im Umfeld dieser Materie herausgebildet haben, verlangt nach immer
neuen Ans�tzen, nach immer neuem Nachschub.

Auf den ersten Blick k�nnte der Verdacht aufkommen, dass die dargestellte
Problematik auch auf die hier gew�hlte Themenstellung zutrifft. Schließlich
werden hier Materien verkn�pft, die zumindest von ihrem Ursprung her
kaum etwas gemein haben. Tats�chlich stellt sich der Sachverhalt aber weit
komplexer dar. Neben vielen �bersteigerungen l�sst sich in der Auseinander-
setzung ein harter Kern an Fragestellungen identifizieren, die von konkreter,
praktischer Relevanz sind. Zudem legt die Diskussion eine Vielzahl an dogma-
tischen Problempunkten frei, die die wissenschaftliche Auseinandersetzung
mit dem WTO-Recht generell pr�gen. Schließlich ist die Materie von enormer
rechtspolitischer Bedeutung. Wenngleich viele in diesem Zusammenhang auf-
geworfenen Fragen einer n�heren Konsistenzpr�fung kaum standhalten, darf
ihre Beantwortung nicht unterbleiben. Der Themenbereich steht n�mlich in
vielem mit den Anschuldigungen in Zusammenhang, in deren Rahmen der
WTO u.a. Demokratiefeindlichkeit, die prim�re Vertretung der Interessen der
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Industriestaaten bzw. des Kapitals, die Unterst�tzung der Ausbeutung der
Umweltressourcen und die Missachtung der menschlichen Dimension vorge-
worfen wird und in deren Folge die WTO in einen schwerwiegenden Legiti-
mationskonflikt geraten ist. Eine konsequente Auseinandersetzung mit dieser
Materie in ihrer ganzen Breite durch die WTO selbst bzw. durch jenen Teil
der Wissenschaftsgemeinde, der sich traditionell mit dem technischen Kern
des WTO-Rechts besch�ftigt, erlaubt deshalb nicht nur, die tats�chlich in die-
sem Bereich existierenden Probleme zu identifizieren und einer L�sung zuzu-
f�hren, sondern Transparenz, Diskussionsbereitschaft und Offenheit an den
Tag zu legen – alles Elemente, die – gerade weil ihr Vorliegen bestritten wird –
Teil des hier zu behandelnden Problems sind.

II. Die Ausformung des Problembewusstsein

Das Internationale Wirtschaftsrecht und der breite Bereich des Menschen-
rechtsschutzes haben sich nach dem Zweiten Weltkrieg weitgehend unabh�n-
gig voneinander entwickelt. Die institutionellen Zust�ndigkeiten waren unter-
schiedlich, die dogmatischen Ans�tze verschieden; der Zugang zu der jeweili-
gen Materie wies in beiden F�llen kaum Gemeinsamkeiten auf. W�hrend die
Herausbildung des Menschenrechtsschutzes auf eine umfassende Unterst�t-
zung durch die Wahlbev�lkerung in den demokratisch regierten Staaten ange-
wiesen ist, ja von dieser Seite sogar wesentliche Entwicklungsimpulse erhalten
hat und erh�lt, hat sich das GATT, die Vorl�uferinstitution der WTO, eher als
technische Einrichtung1 verstanden, die gerade die Vertraulichkeit und die
diplomatische Zur�ckhaltung als Vorbedingung f�r eine Realisierung ihrer
wesentlichen Ziele, insbesondere jenes der schrittweisen �ffnung der M�rkte,
ansah.2 Unmut �ber die Ausrichtung des GATT setzte nur langsam ein und
war anf�nglich nicht menschenrechtlich untermauert. Im Vordergrund stand
vielmehr die unzureichende Ber�cksichtigung der Interessen der Entwick-
lungsl�nder und war deshalb eng verbunden mit dem Nord-S�d-Konflikt und
der Verteilungsgerechtigkeit im internationalen Kontext.3

1 Mit dem Ausdruck „Einrichtung“ soll keine Wertung in Bezug auf die juristische
Natur des GATT verbunden werden. Bekanntlich war diese bis zum Schluss um-
stritten. An und f�r sich war das Allgemeine Abkommen ein reines Vertragswerk,
das aber zusehends st�rker organisationsrechtliche Strukturen herausbildete. Vgl.
dazu Benedek, Die Rechtsordnung des GATT aus v�lkerrechtlicher Sicht, 1990,
sowie Hilpold, Die EU im GATT/WTO-System, 2009, S. 123ff.

2 Vgl. dazu grundlegend Long, Law and its Limitations, 1985.
3 Es ist dem GATT zuzuerkennen, dass sich diese Institution schon sehr fr�h mit die-

ser spezifischen Problematik auseinandergesetzt hat. Siehe dazu den sog. Haberler-
Bericht des Jahres 1958, der die Grundz�ge der Entwicklungsproblematik im Welt-
wirtschaftssystem klar herausarbeitete. Zu dieser Problematik vgl. auch Picone/
Ligustro, Diritto dell,Organizzazione Mondiale del Commercio, 2002, S. 449ff.
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Die �beraus lange Uruguay-Runde, die letzte GATT-Verhandlungsrunde,4

war dann von einem grundlegenden Paradigmenwechsel gepr�gt. In Genf war
deutlich geworden, dass ein Erfolg dieser Verhandlungen, die mehrfach kurz
vor dem Scheitern standen, nur durch eine �ffentlichkeitsoffensive zu errei-
chen war.5 Transparenz wurde nunmehr großgeschrieben6 und durch die in-
tensive �ffentlichkeitsarbeit, die fortan betrieben wurde, wurde diese Institu-
tion vielfach erst einer breiteren �ffentlichkeit bekannt.

Die Gr�ndung der WTO im Jahr 1995 hat schließlich v�llig neue Vorausset-
zungen geschaffen. Der enorm erweiterte Anwendungsbereich, der „single
undertaking“-Ansatz, auf dessen Grundlage ein weitgehend einheitlicher Ver-
pflichtungsstand erreicht wurde, und das neue Streitbeilegungsverfahren, in
dessen Rahmen das souver�nit�tsschonende (positive) Konsensusverfahren
aufgegeben worden ist, haben dazu beigetragen, dass die WTO-Rechtsord-
nung mit einer Vielzahl an v�lkerrechtlichen und innerstaatlichen Regelungen
in Ber�hrung trat, zu welchen das GATT zuvor keine erkennbaren Ankn�p-
fungspunkte aufgewiesen hatte. In diesem Zusammenhang stellte sich auch die
Frage, inwieweit das WTO-Recht mit dem Menschenrechtsschutz in Einklang
stand. Die Ber�hrungsebenen wurden auch deshalb zahlreicher, weil die west-
lich gepr�gte Menschenrechtsidee kurz zuvor, 1989, scheinbar einen unauf-
haltsamen Siegeszug angetreten und die Normdichte in diesem Bereich damit
einen starken Zuwachs erfahren hatte.

Auf wissenschaftlicher Ebene wurde zwar rasch erkannt, dass die beiden
Ebenen nicht nur in einem Konfliktverh�ltnis standen, sondern auch zu einer
Beziehung wechselseitiger synergetischer St�rkung f�hren konnten.7

In der politischen Diskussion stand freilich das erstgenannte Element im
Vordergrund. Allzu sehr wurde im Internationalen Wirtschaftsrecht ein neuer

4 Vgl. dazu Stoll, Die WTO, neue Welthandelsorganisation, neue Welthandelsord-
nung – Ergebnisse der Uruguay-Runde des GATT, Za�RV 1994, 241–339 sowie
Hilpold, Die Ergebnisse der Uruguay-Runde – eine Bestandsaufnahme,
ZVglRWiss 93 (1994) 419–479.

5 Dieser Strategiewandel spiegelte sich wohl auch in der Pers�nlichkeitsstruktur der
GATT/WTO-Generalsekret�re wider. An die Stelle des diplomatisch-zur�ckhal-
tenden Schweizer Technokraten Arthur Dunkel traten mit dem Iren Sutherland
und dem Italiener Ruggiero joviale, �ffentlichkeitsorientierte Managerpers�nlich-
keiten.

6 Vgl. Hilpold, Das Transparenzprinzip im internationalen Wirtschaftsrecht – unter
besonderer Ber�cksichtigung des Beziehungsgeflechts zwischen EU und WTO,
EuR 1999, 597–620.

7 Diese Position wurde insbesondere von den Experten des Internationalen Wirt-
schaftsrechts vertreten. Vgl. schon die erste Auflage von Trebilcock/Howse, The
Regulation of International Trade, 1995. Mit der Gr�ndung der Zeitschriften
„Journal of International Economic Law“ and „World Trade Review“, die eine pri-
m�r internationalrechtliche, aber auch interdisziplin�re Vertiefung der Thematik
erlauben, wurden weitere wichtige Schritte zur Vertiefung und Versachlichung der
einschl�gigen Diskussion gesetzt.
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Quell der Bedrohung f�r den internationalen Menschenrechtsschutz gesehen,
wobei die Nord-/S�d-Spannung nun aus dem Schatten des in dieser Form
nicht mehr existierenden, zuvor aber dominanten Ost-West-Konflikts heraus-
getreten war und sich in einem neuen Gewande pr�sentierte. Die widerstrei-
tenden Interessen zwischen Nord und S�d waren nun nicht mehr so eindeutig
positioniert und staatszentriert wie in der Vergangenheit. Es war vielmehr
eine neue Ebene hinzugetreten, n�mlich jene der Zivilgesellschaft, die losge-
l�st von staatlichen Schranken global agierte und dabei diffusen Interessen
Stimme und Gewicht verlieh.8

Die entsprechenden Forderungen waren regelm�ßig mit einem ethisch-mo-
ralischen Anstrich versehen. Der Anspruch bestand darin, anderweitig nicht
repr�sentierten Interessen Ausdruck zu verleihen, wobei aber die Dimension
der Repr�sentativit�t und die wechselseitige Gewichtung des Vertretungsan-
spruchs offenbleiben mussten. Unter den Interessen, die dabei ganz in den
Vordergrund gestellt wurden, fanden sich – zumindest nach außen hin – insbe-
sondere jene der Entwicklungsl�nder bzw. bestimmter bedrohter Gruppen in
diesen L�ndern. Auf der instrumentalen Ebene wurden dabei aber oft L�sun-
gen vorgeschlagen, die die Frage aufwerfen mussten, wer der Letztbeg�nstigte
dieser Maßnahmen sein sollte, beispielsweise wenn die Erh�hung der Sozial-
standards in den Entwicklungsl�ndern gefordert wurde.

Welch bestimmende Kraft die Zivilgesellschaft auf die weitere Gestaltung
des Internationalen Wirtschaftsrechts nehmen konnte, wurde erstmals in den
Jahren 1997/1998 deutlich, als das im Rahmen der OECD ausgehandelte mul-
tilaterale Investitionsschutzabkommen (Multilateral Agreement on Invest-
ment – MAI) zu Fall gebracht wurde.9 Die Sinnhaftigkeit eines solchen Ab-
kommens wurde von Experten allgemein best�tigt. Von den dieses Abkom-
men bek�mpfenden NGOs wurde hingegen ein stark verzerrtes Bild dieses ge-
planten Regelungswerkes kommuniziert, wobei insbesondere die angebliche
massive Beschneidung der souver�nen Rechte der Zielstaaten der Investitio-
nen hervorgehoben wurde. Konsterniert mussten die Wirtschaftsexperten der
OECD und die Regierungen insbesondere der Industriestaaten zur Kenntnis
nehmen, dass der traditionelle technisch-diplomatische Verhandlungsmodus

8 Vgl. Benedek, Developing the Constitutional Order of the WTO – The Role of
NGOs, in: Benedek et al. (Hrsg.), Development and Developing International and
European Law, in: FS Konrad Ginther, 1999, S. 228–250; Tay, After the Battle in
Seattle: Civil Society and Governments; Environment, Labour and Trade, in: Saun-
ders/Triggs (Hrgs.), Trade and Cooperation with the European Union in the New
Millennium, 2002, S. 77–106; Blue Jeffords, Turning the Protesters into a Partner
for Development: The Need for Effective Consultation Between the WTO &
NGOs, 28 Brooklyn J. Int,l L. 2003, 937–988.

9 Vgl. Dommen, The WTO, International Trade, and Human Rights, in: Windfuhr
(Hrsg.), Mainstreaming Human Rights in Multilateral Institutions (im Erschei-
nen).
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nicht mehr �ber jene Legitimit�t verf�gte, die zuvor geradezu naturgegeben
zu sein schien.

Best�rkt durch diesen unerwartet deutlichen Erfolg, erweiterte die Zivilge-
sellschaft, d.h. die konkret involvierten NGOs, ihren Aktionsradius. Nun-
mehr wurde das Welthandelssystem selbst ins Visier genommen bzw. die pom-
p�s angek�ndigte WTO-Ministerkonferenz von Seattle von November/De-
zember 2009, deren Scheitern nicht nur auf die tiefgehenden Interessensgegen-
s�tze zwischen den beteiligten Staaten, sondern ganz wesentlich auf die
Kampfmaßnahmen einer Vielzahl von NGOs zur�ckzuf�hren war.10 In der
Folge entdeckte auch die offizielle („etablierte“, „traditionelle“) Menschen-
rechtsgemeinde dieses Thema und �ußerte sich in sehr prononcierter, kontro-
verser Form. Im besonderem Maße galt dies f�r die UN-Menschenrechtsinsti-
tutionen, in deren Rahmen eine Reihe von Berichten ausgearbeitet worden ist.

Besonders kritisch fiel der erste Bericht aus dem Jahre 2001 aus, der von
Joseph Oloka-Onyango und Deepika Udagama ausgearbeitet wurde und in
dem die WTO aus menschenrechtlicher Sicht als „wahrer Alptraum“ bezeich-
net wurde, was diesem Bericht die Bezeichnung „Alptraum-Bericht“ ein-
trug.11 Die nachfolgenden Berichte der UN-Menschenrechtsinstitutionen
blieben ebenfalls kritisch, versuchten aber auch, Verbindendes herauszuarbei-
ten und L�sungswege f�r ein harmonisches Zusammenwirken von Menschen-
rechtsschutz und Internationalem Wirtschaftsrecht aufzuzeigen.12 Um die
Jahrtausendwende wurde auch die Wissenschaftsgemeinde auf dieses Thema
aufmerksam und identifizierte dieses – sowohl ausgehend von dem Internatio-

10 Vgl. Lang, Inter-regime Encouters, in: Joseph et al. (Hrsg.), The World Trade Orga-
nization and Human Rights, 2009, S. 163, 164. Vgl. auch Hilpold, The Multilateral
Agreement on Investment – Are the Fears Justified?, Academia 16, 1998, http://
www.eurac.edu/Press/Academia/16/Artikel2.asp.

11 Vgl. „Globalization and Its Impact on the Full Enjoyment of Human Rights“, UN
Doc E/CN.4/Sub.2/2001/10 (2. 7. 2001). WTO Generalsekret�r Mike Moore rea-
gierte in scharfem Ton auf diesen Bericht und auf die darin enthaltene Forderung,
die WTO unter UN-Aufsicht zu stellen.

12 Vgl. „The Impact of the Agreement on Trade-Related Areas of Intellectual Proper-
ty Rights on Human Rights“, UN Doc E/CN.4/Sub.2/2001/13 (27. 6. 2001); „Glo-
balization and Its Impact on the Full Enjoyment of Human Rights“, UN Doc E/
CN.4/2002/54 (15. 1. 2002); „Liberalization of Trade in Services and Human
Rights“, UN Doc E/CN.4/Sub.2/2002/9 (25. 6. 2002); „Human rights, trade and
investment“, UN Doc E/CN.4/Sub.2/2003/9 (2. 7. 2003); „An Analytical Study on
the Fundamental Principle of Non-discrimination in the Context of Globaliza-
tion“, UN Doc E/CN.4/2004/40 (15. 1. 2004); „Analytical study of the HCHR on
the Fundamental Principle of Participation and Its Application in the Context of
Globalization“, UN Doc E/CN.4/2005/41 (23. 12. 2004); „Human Rights and
World Trade Agreements: Using General Exceptions Clauses to Protect Human
Rights“ (United Nations Press, New York 2005).
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nalen Wirtschaftsrecht als auch aus der Perspektive des Internationalen Men-
schenrechtsschutzes – als attraktives Sachgebiet.13

III. Ein Spezialstrang dieser Diskussion: die Arbeiten von Ernst-Ulrich
Petersmann und die anschließende internationale Diskussion

Eine Sonderrolle in der breiteren wissenschaftlichen Auseinandersetzung
nahmen die Arbeiten von Ernst-Ulrich Petersmann ein, der schon sehr fr�h –
und schon lange vor der Herausbildung der aktuellen Diskussion um die Rolle
des Menschenrechtsschutzes im GATT/WTO-System – Teilaspekte dieser
Materie thematisierte und damit die sp�tere Entwicklung teilweise antizipier-
te. In Petersmanns Arbeiten stand und steht das Anliegen im Vordergrund,
den Rechtsstaat durch ein liberales Außenhandelsregime zu st�rken, und zwar
nach Maßgabe des folgenden Gedankengangs: Die Zuerkennung von indivi-
duellen Außenhandelsrechten stellt einen wichtigen Beitrag f�r die Festigung
des Eigentumsschutzes und damit f�r die Sicherung eines zentralen wirt-
schaftlichen Grundrechtes dar. Aufgrund der rechtsstaatlichen Funktion des
Eigentumsschutzes kann somit von der konstitutionellen Verankerung dieses
Anspruchs – sowohl in seiner nationalen als auch in seiner internationalen Di-
mension – ein bedeutender stabilisierender Effekt zugunsten des Rechtsstaates
und der Demokratie ausgehen.14

Dieser Ansatz ist einzigartig und ergab sich aus dem Zusammenwirken ver-
schiedenster philosophischer Str�mungen. Maßgeblich war einmal ein ordo-
liberal gepr�gtes Verst�ndnis der Wirtschaftsordnung, dessen Eckpunkt ein-
mal ein marktwirtschaftliches Modell mit grundrechtlich abgesicherten Wirt-
schaftsfreiheiten war. Dieses Wirtschaftsmodell war typisch f�r die Bundesre-
publik Deutschland der ersten Nachkriegszeit, die sich als Gegenmodell zu
zwei totalit�ren Realit�ten verstand: dem gerade �berwundenen Totalitaris-
mus des Naziregimes, das seine Subjekte in ihrem Wirken nach innen und
nach außen einer penetranten Kontrolle unterzog und auch vor einer v�lligen
subjektiven Entrechtung seiner Untertanen nicht zur�ckschreckte, und dem
aktuellen, als unmittelbare Bedrohung empfundenen kommunistischen Tota-
litarismus, der die seine Herrschaft Unterworfenen ebenfalls wirtschaftlicher
und politischer Rechte – im Besonderen gerade auch im internationalen Kon-
text – beraubte. Die Erkenntnis des Zusammenhangs von wirtschaftlichen

13 Vgl. insbes. die folgenden 2001/2002 erschienenen Beitr�ge Lim, Trade and Human
Rights, JWT 35 (2001) 275–300; Marceau, WTO Dispute Settlement and Human
Rights, EJIL 13 (2002) 753–814; Cottier, Trade and Human Rights: A Relationship
to Discover, JIEL 5 (2002) 111–132 und Dommen, Raising Human Rights Con-
cerns in the World Trade Organization: Actors, Processes and Possible Strategies,
Human Rights Q. 24 (2002) 1–50.

14 Vgl. grundlegend Petersmann, Constitutional Functions and Constitutional Prob-
lems of International Economic Law, 1991.
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und politischen Freiheiten und das Bestreben, diese Rechte auf h�chstm�gli-
cher Ebene zu verankern, wurden pr�gend f�r den deutschen Ordoliberalis-
mus der Nachkriegszeit.15 Im Mittelpunkt stand somit das Bewusstsein der
Interdependenz der Ordnungen – der Wirtschaftsordnung mit anderen gesell-
schaftlichen Regelungssystemen. Die Freiheit des Individuums muss auf allen
Ebenen parallel gew�hrleistet werden – wirtschaftliche Beschr�nkungen tan-
gieren letztlich auch die politische und die rechtliche Freiheit des Einzelnen.
Bezug nehmend auf John Rawls16 betont Ernst-Ulrich Petersmann die Not-
wendigkeit der Verankerung dieser Rechte – und insbesondere eines umfas-
send definierten Eigentumsanspruchs – auf konstitutioneller Ebene. Pr�gend
war f�r Petersmann weiter seine langj�hrige T�tigkeit als – erster – Legal
Counsellor des GATT und sp�ter als Consultant Legal Adviser der WTO, der
Freihandelsinstitutionen par excellence.17 Zuerst �ußerten sich die Erfahrun-
gen in der Forderung, den GATT-Regeln unmittelbare Wirkung im EWG/
EU-System zuzuerkennen.18 Nachfolgend vertrat Petersmann die Forderung
nach einer umfassenden Durchwirkung des Internationalen Wirtschaftsrechts
mit menschenrechtlichen Prinzipien, wobei er den wirtschaftlichen Grund-
rechten besonderes Augenmerk schenkte.19 Das Welthandelssystem sollte als
Verfassung der Marktfreiheiten staatlichen Handelsbeschr�nkungen entge-
gengesetzt werden und damit die Freiheit des Einzelnen wirksamer sch�tzen
als die von Partikularinteressen dominierte staatliche Wirtschaftspolitik. Da-
bei pl�dierte er f�r eine enge Verkn�pfung von WTO-Recht und UN-rechtli-
chem Menschenrechtsschutz.20

Zwei Experten dieser Materie aus der angloamerikanischen Rechtstradition,
Robert Howse und Philip Alston, sprachen sich entschieden gegen einen sol-
chen Ansatz aus.21 Sie zeigten auf, dass eine Verschmelzung des WTO-Rechts

15 Vgl. dazu grundlegend die Arbeiten von Walter Eucken (1891–1950), beispielswei-
se Eucken, Die Grundlagen der Wirtschaftspolitik, 1952.

16 Insbesondere unter Verweis auf „A Theory of Justice“, 1971.
17 Petersmann hatte die Funktion des GATT Legal Counsellor von 1981–1980 und

jene des WTO Legal Advisors von 1990–2007 inne.
18 Vgl. grundlegend Petersmann, Die EWG als GATT-Mitglied – Rechtskonflikte

zwischen GATT-Recht und Europ�ischem Gemeinschaftsrecht, in: Hilf/Peters-
mann (Hrsg.), GATT und Europ�ische Gemeinschaft, 1986, S. 119–174 sowie ders.,
The Moral Foundations of the European Union,s Foreign Policy Constitution: De-
fining ,European Identity ,and ,Community Interests ,for the Benefit of EU Citi-
zens, Aussenwirtschaft 51 (1996) 151–176.

19 Vgl. etwa Petersmann, Time for a United Nations ,Global Compact ,for Integrating
Human Rights into the Law of Worldwide Organisations: Lesson from European
Integration, EJIL 13 (2002) 621–650.

20 Vgl. Petersmann (Fn. 19).
21 Vgl. Howse, Human Rights in the WTO: Whose Rights, What Humanity? Com-

ment on Petersmann, EJIL13 (2002) 651–659 und Alston, Resisting the Merger and
Acquisition of Human Rights by Trade Law: A Reply to Petersmann, EJIL 13
(2002) 815–844.
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mit dem UN-Menschenrechtsschutz nicht praktikabel ist, dass sich die Spra-
che des GATT/WTO-Systems nur schwerlich f�r eine Lesart aus menschen-
rechtlicher Perspektive eignet, dass der breite Rahmen menschenrechtlicher
Schutznormen auch Abw�gungen erfordert, wobei ein Freihandelsrecht auch
in Konflikt geraten kann mit anderen, insbesondere sozialen Grundrechten,
dass sich das GATT/WTO-System nur bedingt als Anwalt der Grundrechte
eignet und dass gerade die von Petersmann geforderte �berwindung nationa-
ler Handelsbeschr�nkungen (bzw. von Beschr�nkungen, die von regionalen
Integrationsabkommen wie der EU gesetzt werden) mit dem Ziel der Durch-
setzung von international definierten Grundrechten zum gegenteiligen Ergeb-
nis f�hren kann. Auch legten Howse und Alston dar, dass weder die Einf�h-
rung parlamentarischer Elemente noch die Erweiterung der Handlungsbefug-
nisse des Individuums notwendigerweise zu einer Festigung des Grundrechts-
schutzes f�hren m�ssen, da bei parlamentarischen Gremien die Effektivit�t
der Mitwirkungsrechte (bei gleichzeitiger Vorsorge gegen eine exzessive Ein-
flussnahme durch Interessensgruppen) entscheidend sei, w�hrend Individuen,
wie die Beispiele MAI und Seattle lehrten, auch Freihandelsregime zu Fall
bringen k�nnten. So hart diese Diskussion gef�hrt wurde und so wenig auch
nach fast einem Jahrzehnt eine explizite Ann�herung der verschiedenen Posi-
tionen erfolgt ist, so hat diese Auseinandersetzung doch wertvolle Einsichten
in die Zusammenh�nge zwischen Internationalem Wirtschaftsrecht und Inter-
nationalem Menschenrechtsschutz geliefert – Zusammenh�nge, die auch f�r
andere in der Gegenwart ablaufende Diskussionen Beachtung verdienten.

In diesem Zusammenhang w�re einmal auf die Verwendung des Begriffs des
Konstitutionalismus abzustellen. Dieser Begriff, der – im Wesentlichen ausge-
hend von Deutschland – mittlerweile einen zentralen Stellenwert in der v�l-
kerrechtlichen Diskussion einnimmt, l�sst nach wie vor einen hinreichend de-
finierten Bedeutungsgehalt vermissen. Wie schon die hier zu behandelte De-
batte gezeigt hat, mag der R�ckgriff auf den „Konstitutionalismus“ ein wert-
volles heuristisches Instrument darstellen. Es muss aber gleichzeitig Vorsorge
getragen werden, dass damit nicht unterschwellig Positionen eingef�hrt und
außer Streit gestellt werden, die in der Substanz nach wie vor kontrovers sind
und noch einer gr�ndlichen Er�rterung bed�rfen. Die Diskussion hat zudem
die ganz grunds�tzliche Frage aufgeworfen, ob es sinnvoll ist, die beiden Be-
reiche Internationales Wirtschaftsrecht und Menschenrechtsschutz zusam-
menzuf�hren, da die zugrunde liegenden Konflikte damit nicht behoben wer-
den, andererseits aber die Dialektik abhanden kommt, die zur Herausbildung
von Konfliktl�sungsans�tzen beitragen kann.

Mittlerweile bewegen sich diese Diskussionsstr�nge auf unterschiedlichen
Ebenen, die sich allenfalls punktuell ber�hren, aber nicht mehr �berschneiden.
Die Beitr�ge von Ernst-Ulrich Petersmann sind auf einem hohen Abstrakti-
onsniveau angesiedelt und nehmen auf rechtsphilosophische Positionen Be-
zug, die generell in den Dienst eines Appells zugunsten der st�rkeren Ber�ck-
sichtigung von menschenrechtlichen Anliegen bei der Ausformung und An-
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wendung des Internationalen Wirtschaftsrechts im Allgemeinen und des
WTO-Rechts im Besonderen gestellt werden.22 In der Substanz ist damit eine
Aufforderung an die zust�ndigen Gerichts- und Schiedsgerichtsinstanzen ver-
bunden, mehr Wagemut bei der Anwendung fundamentaler Gerechtigkeits-
s�tze (auch menschenrechtlicher Natur) zu zeigen.23 Generell betrachtet hat
die Diskussion offengelegt, dass die Wirkungszusammenh�nge zwischen In-
ternationalem Wirtschaftsrecht und Internationalem Menschenrechtsschutz
�ußerst komplexer Natur sind und nicht auf eine einfache Kausalbeziehung
reduziert werden k�nnen. Dies gilt sowohl f�r die rechtsdogmatische Analyse
als auch f�r die rechtstats�chliche Ebene. Es sind vielmehr vielf�ltige Abw�-
gungen und situationsspezifische Differenzierungen vorzunehmen, wenn ver-
sucht werden soll, Aussagen �ber menschenrechtliche Konsequenzen außen-
wirtschaftsbezogener Maßnahmen zu treffen.

IV. Der interdisziplin�re Aspekt: der Zusammenhang zwischen
Recht und Wirtschaft

Die Diskussion �ber das Zusammenwirken von Internationalem Wirt-
schaftsrecht und Internationalem Menschenrechtsschutz kann f�r sich nur
dann eine konkrete Relevanz in Anspruch nehmen, wenn es gelingt aufzuzei-
gen, dass den dabei potenziell auftretenden Konflikten eine praktische und
nicht allein theoretisch-abstrakte Bedeutung zukommt. Damit weist die Dis-
kussion interdisziplin�re Z�ge auf, d.h. wirtschaftstheoretische Erkenntnisse
sind zumindest hilfsweise zu Rate zu ziehen, wenn Aussagen �ber die Wir-
kungen wirtschaftsrechtlicher Regelungen im menschenrechtlichen Bereich
getroffen werden. Gerade weil der Begriff des Menschenrechtsschutzes hier
sehr breit definiert wird und damit die Auswirkungen des Internationalen
Wirtschaftsrechts auf ein entsprechend breites Feld von Regelungen gepr�ft
werden m�ssen, ist in diesem Zusammenhang interdisziplin�res Fachwissen
erforderlich, das �ber ein solch umfassendes Spektrum nur selten anzutreffen

22 Vgl. dagegen den von Robert Howse letzthin (gemeinsam mit Ruti G. Teitel) ver-
fassten Beitrag zum Zusammenspiel von Menschenrechtsschutz und Internationa-
lem Wirtschaftsrecht, in welchem detailliert einzelne Konfliktpunkte zwischen
dem Pakt �ber wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte aus 1966 und dem
WTO-Recht herausgearbeitet werden. Vgl. Howse/Teitel, Beyond the Divide: the
International Covenant on Economic, Social and Political Rights and the World
Trade Organization, in: Joseph et al. (Hrsg.), The World Trade Organization
(Fn. 10), S. 39–68.

23 Vgl. etwa Petersmann, International Trade Law, Human Rights and the Customary
International Law Rules on Treaty Interpretation, in: Joseph et al. (Hrsg.), The
World Trade Organization (Fn. 10), S. 69, 89: „According to Dworkin,s ,adjudica-
tive principle of integrity ,, judges should interpret law – in conformity with its ob-
jectives of legality, rule-of-law and its underlying constitutional principles of jus-
tice – as expressing ,a coherent conception of justice and fairness ,[. . .].“
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sein wird. Die bisherige Diskussion hat deshalb �berwiegend punktuelle Er-
gebnisse geliefert, die aufgrund vielf�ltiger Interdependenzen, die damit unbe-
r�cksichtigt bleiben m�ssen, nur partiell verallgemeinerungsf�hig sind.

Schon im Vorfeld der hier im Mittelpunkt stehenden Debatte ist – gerade
aus dem Umfeld der GATT-Juristen und -�konomen – eine Vielzahl an Ar-
beiten ver�ffentlicht worden, in denen die positiven Wohlfahrtswirkungen
des vom GATT verk�rperten Freihandelsmodells thematisiert worden sind.
Dabei ist sowohl auf das Freihandelsmodell Ricardo,scher Pr�gung Bezug ge-
nommen worden als auch auf Erkenntnisse der Neuen Politischen �konomie
(public choice-Ansatz).24

Ein grundlegender, gekonnter �berblick �ber die Wohlfahrtswirkungen
der Globalisierung im Allgemeinen und des Freihandelsmodells im Besonde-
ren findet sich in Trebilcock/Howse, The Regulation of International Trade,
2005, S. 1–48. Mit der �konomischen Theorie der Interessengruppen bzw.
des rent-seekings wurden die Grundlagen geschaffen, die Wirkungszusam-
menh�nge offenzulegen, die hinter nationalen und internationalen protektio-
nistischen Bestrebungen stehen und die sich auf der Ebene der WTO-Mitglie-
der bzw. auf jener der WTO selbst behaupten konnten.25

Weitergehende Forderungen, dem GATT/WTO-Recht unmittelbare Wir-
kung zuzuerkennen mit dem Ziel, entgegenstehende protektionistische Be-
stimmungen des nationalen Rechts zu �berwinden, h�tten sich – falls umge-
setzt – hingegen als kontraproduktiv erwiesen, wobei dieser Vorschlag eben
auf einer unzureichenden Beschreibung der Natur und der Wirkungsweise
dieser Rechtsordnung beruhte.26

Der Kernbereich der hier zu behandelnden Diskussion bezieht sich dagegen
in materiellrechtlicher Hinsicht auf die sog. Sozialstandards sowie auf die ent-
wicklungspolitische Dimension von wirtschaftsrechtlichen Regelungen. Was
die Sozialstandards anbelangt, so hat sich die Thematik von der allgemeinen
Diskussion �ber die Rolle der Menschenrechte im System der Internationalen
Wirtschaftsbeziehungen weitgehend verselbstst�ndigt. Zeitweise schien es, als
sei die Integration von Sozialstandards in das WTO-Recht ein zentrales Vor-

24 Vgl. dazu etwa die Arbeiten von Olivier Long (insbes. Long, Law and Its Limitati-
ons in the GATT Multilateral Trade System, 1987), Frieder Roessler und Ernst-Ul-
rich Petersmann.

25 Vgl. dazu die Arbeiten von Anthony Downs, James M. Buchanan, Mancur Olson
und Gordon Tullock.

26 So wurde verkannt, dass die diplomatische Grundstruktur des GATT/WTO-
Rechts trotz des Verrechtlichungsprozesses der Uruguay-Runde nach wie vor fort-
bestand und dass das auch dem WTO-Recht eigene Reziprozit�tsprinzip der Zuer-
kennung einer unmittelbaren Wirkung durch eine Partei (bzw. durch ein Integra-
tionsgebilde, wie etwa der EU) entgegensteht, wenn schwerwiegende Nachteile f�r
diese Partei ausgeschlossen werden sollen. Vgl. dazu Hilpold, Die EU im GATT/
WTO-System, 2009 sowie Kuijper/Bronckers, WTO Law in the European Court
of Justice, CMLR 42 (2005) 1313–1355.
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haben einer einflussreichen Staatengruppe (die insbesondere Industriestaaten
vereinte).27 Schon bald zeigte sich aber, dass dieses Anliegen eine vielschichti-
ge, ambivalente Natur aufweist: Einerseits z�hlt das Verbot von Zwangsarbeit
und Sklaverei zu den zentralen, nicht derogierbaren Menschenrechten. Es er-
scheint geradezu pr�destiniert f�r eine Ber�cksichtigung auch in menschen-
rechtsfremden Normenwerken. Andererseits zeigt die praktische Erfahrung,
dass Sozialstandards auch ein beliebtes protektionistisches Instrument darstel-
len. Dieser zuletzt genannte Aspekt war schließlich auch ausschlaggebend da-
f�r, dass der Versuch im Rahmen der WTO-Ministerkonferenz von Singapur
im Jahr 1996, Sozialstandards als WTO-rechtliches Anliegen zu verankern,
und das erneute diesbez�gliche Bestreben im Rahmen der Ministerkonferenz
von Seattle 1999 schließlich mit zum Scheitern dieser Konferenz beitrug.28

Die prim�re Zust�ndigkeit der ILO in dieser Frage wurde best�tigt und ein
Prozess in die Wege geleitet, der zu einem intensiven Dialog zwischen WTO
und ILO in dieser Frage f�hrte.29 M�glicherweise ist damit ein Paradebeispiel
f�r einen sinnvollen Weg zur L�sung von Konfliktf�llen im Grenzbereich
zwischen Menschenrechtsschutz und Internationalem Wirtschaftsrecht ge-
schaffen worden.

Weit komplexer ist aber die Herausforderung im Bereich des Entwicklungs-
v�lkerrechts. Der Zugang zu dieser Thematik er�ffnet sich aus der Perspektive
der hier zu behandelnden Fragestellung �ber zwei Wege: Zum einen kann Ent-
wicklung selbst als menschenrechtlicher Anspruch definiert werden. Immer
dann, wenn WTO-Recht, tats�chlich oder potenziell, entwicklungsrelevante
Konsequenzen (in positiver oder negativer Hinsicht) zeitigt, w�ren entspre-
chende Maßnahmen zu treffen, d.h. der Einsatz der entsprechenden Instru-
mente w�re zu forcieren oder aber zu beschr�nken. Erscheint dieser Ansatz zu
vage – insbesondere auch in Anbetracht der Schwierigkeiten bei der Defini-
tion des Begriffs „Entwicklung“ –, so kann spezifischer auf das Recht auf Le-
ben oder auf das Recht auf Nahrung Bezug genommen werden, um eine �ber-
pr�fung von Instrumenten des Internationalen Wirtschaftsrechts unter dieser
Perspektive zu rechtfertigen. In diesem Zusammenhang wird h�ufig ein Ver-

27 Die betreffende Literatur f�llt Bibliotheken. Letzthin ist die literarische Produk-
tion in diesem Bereich etwas zur�ckgegangen; sie ist aber keineswegs versiegt. Un-
ter den j�ngeren Arbeiten vgl. Kaufmann (Hrsg.), Globalisation and Labour
Rights, 2007; Brown/Stern, What are the Issues in Using Trade Agreements to Im-
prove International Labor Standards?, WTR 7 (2008) 331–357; Giansanti, Gli stru-
menti utilizzabili nel sistema OMC per contrastare il fenomeno del dumping socia-
le, in: Diritto Comunitario e degli Scambi Internazionali, 2009, S. 361–379 und
Burgoon, The Distinct Politics of the European Union,s ,Fair Trade ,Linkage to La-
bour Standards, EFAR 14 (2009) 643–661.

28 Vgl. Thomas, The WTO and Labor Rights: Strategies of Linkage, in: Joseph et al.
(Hrsg.), The World Trade Organization (Fn. 10), S. 257, 281.

29 Thomas (Fn. 28), S. 282. Vgl. auch ILO-Sekretariat und WTO-Sekretariat, Trade
and Employment: Challenges for Policy Research, 2007.
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weis auf das Konzept der komparativen Kosten von David Ricardo vorge-
nommen, das in seiner Substanz nach wie vor unwiderlegt ist. Damit allein
darf eine diesbez�gliche Betrachtung aber noch nicht ihr Bewenden haben,
denn auf der faktischen Ebene zeigt sich, dass Handelsliberalisierungsmaß-
nahmen Gewinner und Verlierer kennen. Nur dann, wenn eine Kompensation
der Verlierer m�glich ist und aufgrund entsprechender Maßnahmen auch rea-
listisch erscheint, ist eine Markt�ffnung aus menschenrechtlicher Sicht auch
uneingeschr�nkt zu bef�rworten.30 Wenngleich in der weit �berwiegenden
Zahl der F�lle eine solche Kompensation ohne Weiteres m�glich erscheint, so
stellt es doch eine besondere Herausforderung dar sicherzustellen, dass Absi-
cherungsmaßnahmen zugunsten der Verlierer auch tats�chlich ergriffen wer-
den.31 In jenen F�llen, in welchen Freihandel insgesamt negative Wirkungen
zeitigt, ist grunds�tzlich davon Abstand zu nehmen.

V. Die Multidimensionalit�t der Problematik

Die bisherigen Ausf�hrungen haben bereits gezeigt, dass die Probleme und
Fragen, die das Zusammenspiel von Internationalem Wirtschaftsrecht und In-
ternationalem Menschenrechtsschutz aufwirft, vielf�ltig sind und dass die
Kausalit�ten, die von den einzelnen Instrumenten ausgel�st werden, teilweise
gegenl�ufig sind. Nachfolgend soll dieser Aspekt weiter verfolgt werden und
insbesondere aufgezeigt werden, dass ein Gesamtbild dieser Thematik am
ehesten n�herungsweise �ber die Analyse von Einzelaspekten gewonnen wer-
den kann.

1. Die F�rderung des Menschenrechtsschutzes durch handelspolitische
Instrumente32

Angesichts der massiven Kritik, die handelspolitischen Instrumenten gera-
de aus menschenrechtlicher Warte entgegengebracht wird, werden h�ufig die
menschenrechtsf�rdernden Aspekte in den Hintergrund gedr�ngt, die diesen
Instrumenten ebenfalls eigen sind. Im Besonderen ist in diesem Zusammen-
hang die Politik der EU zu erw�hnen, in Abkommen mit Drittstaaten Men-
schenrechtsklauseln aufzunehmen. Die Politik der Konditionalit�t, die ihren
Ursprung in entsprechenden Maßnahmen der Weltbankgruppe findet,33 wur-

30 So Bardhan, Globalisation and Human Rights: An Economist,s Perspective, in:
Joseph et al. (Hrsg.), The World Trade Organization (Fn. 10), S. 91–108, unter
Bezugnahme auf das Kaldor-Hicks-Theorem.

31 Bardhan (Fn. 30).
32 Vgl. dazu ausf�hrlich Hilpold, Human Rights and WTO Law: From Conflict to

Coordination, ArchV�lkR 45 (2007) 484, 491ff.
33 Vgl. Simma/Aschenbrenner/Schulte, Human Rights Considerations in the Deve-

lopment Co-operation Activities of the EC, in: Alston (Hrsg.), The EU and Hu-
man Rights, 1999, S. 571, 578 und Dreher, The Development of IMF and World
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de von der EU kontinuierlich weiter entwickelt und ist in ihrer Art gegenw�r-
tig sicherlich einzigartig. Mit derartigen Klauseln sichert sich die EU nicht nur
Suspensions- und Vertragsaufl�sungsrechte in F�llen schwerer Menschen-
rechtsverletzungen, sondern auch Konsultations- und (politische) Interventi-
onsrechte, durch welche pr�ventiv und f�rdernd auf die Entwicklung des
Menschenrechtsschutzes in Drittstaaten Einfluss genommen werden soll.34

Diese Interventionsrechte werden – wenn auch oft widerwillig – auf breiter
Ebene akzeptiert, da die EU im Gegenzug attraktive Kooperationsm�glich-
keiten anbietet. Insgesamt hat sich bei der Gestaltung solcher Klauseln in den
letzten Jahren eine Schwerpunktverlagerung weg von einer Sanktionspolitik
bei Menschenrechtsverst�ßen und hin zu einer positiven F�rderung konkreter
Fortschritte im Bereich des Menschenrechtsschutzes ergeben. Dasselbe gilt in
dem speziellen Kooperationsregime der EU mit den AKP-Staaten. Bekannt-
lich waren entsprechende Bem�hungen bereits im mittlerweile ausgelaufenen
Lom�-Rahmenwerk in die Wege geleitet worden. Im Vertragswerk von Coto-
nou wurde dann das Konditionalit�tsprinzip weiter potenziert.35 Das Prinzip
der „good governance“ scheint sich nun zu einem �berragenden Grundsatz
zur Einmahnung fundamentaler rechtsstaatlicher Prinzipien – auch und gera-
de im menschenrechtlichen Bereich – herauszuentwickeln.36

Schließlich hat die EU auch im Rahmen der autonomen Maßnahmen zur
Entwicklungsf�rderung die F�rderung des Menschenrechtsschutzes ganz in
den Vordergrund gestellt: Die Struktur des aktuellen von der EU angewandten
Allgemeinen Pr�ferenzsystems enth�lt ausgepr�gte Mechanismen zur Beloh-
nung konkreter Anstrengungen der Entwicklungsl�nder, die im weiteren Sin-
ne dem Menschenrechtsschutz zugerechnet werden k�nnen.37 Nach anf�ngli-

Bank Conditionality, in: Yueh (Hrsg.), The Law and Economics of Globalisation,
2009, S. 161–192.

34 Vgl. Hilpold, Konditionalit�t in den Beziehungen zwischen der EU und den AKP-
Staaten: Menschenrechte, Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und verantwortungs-
volle Regierungsf�hrung, Zeitschrift f�r Europarechtliche Studien 5 (2002) 239–
254 sowie Mazza, Clausole di condizionalit� ed esecuzione dei trattati, in: Studi in
Onore di Umberto Leanza, Editoriale Scientifica 2008, S. 459–474.

35 Das Cotonou-Rahmenwerk soll �berleiten zu einem System von Wirtschaftspart-
nerschaftsabkommen. F�r diese stellt sich erneut die Frage, inwieweit sie den Ent-
wicklungsaufgaben gerecht werden k�nnen. Vgl. dazu Zimmermann, Die neuen
Wirtschaftspartnerschaftsabkommen der EU: WTO-Konformit�t versus Entwick-
lungsorientierung?, EuZW 5 (2009). 1–6.

36 Vgl. Hilpold, EU Development Cooperation at a Crossroads: The Cotonou Agree-
ment of 23 June 2000 and the Principle of Good Governance, European Foreign
Affairs Review 7 (2002) 53–72 sowie Dolzer, Good Governance: Neues transnatio-
nales Leitbild der Staatlichkeit?, Za�RV 64 (2004) 535–546.

37 So sind im Rahmen der APS+-Kategorie besondere Anreize f�r jene L�nder einge-
f�hrt worden, die Verpflichtungen im Bereich sozialer Rechte, Umweltschutz, gute
Regierungsf�hrung und Bek�mpfung von Herstellung und Handel mit Drogen
�bernehmen. Vgl. Bartels, The WTO Enabling Clause and Positive Conditionality
in the European Community,s GSP Program, JIEL 6 (2003) 507–532.
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chen Zweifeln sind solche Maßnahmen mittlerweile auch als WTO-konform
anzusehen, soweit damit auf ein effektives Entwicklungsanliegen reagiert
wird und keine Diskriminierung zwischen den Entwicklungsl�ndern er-
folgt.38

All, diese Maßnahmen zur F�rderung von Demokratie, Rechtsstaatlichkeit
und Menschenrechtsschutz verdeutlichen erneut die Ambivalenz von Initiati-
ven an der Schnittstelle von Internationalem Wirtschaftsrecht und Menschen-
rechtsschutz: W�hrend die beschriebenen Regelungen �berwiegend sicherlich
auf große Zustimmung stoßen, gibt es auch gen�gend Stimmen, die darin eine
unzul�ssige Einmischung und einen Akt des „Menschenrechtsimperialismus“
sehen.39 In der konkreten Anwendung dieser Regelung ist somit entsprechend
behutsam vorzugehen. Dies gilt umso mehr, als die EU letzthin selbst im Men-
schenrechtsschutz eigene Wege gehen m�chte und sich dabei nicht dem Diktat
der Vereinten Nationen unterwerfen will.40 Diese Vorgehensweise k�nnte
durchaus auch Vorbildwirkung auf globaler Ebene zeitigen.

2. Ans�tze zur �berwindung von Spannungen und Konflikten zwischen
diesen Rechtsgebieten

Es kann somit festgestellt werden, dass von der Weltwirtschaftsordnung po-
sitive Impulse ausgehen zur Bew�ltigung von Menschenrechtsanliegen, und
zwar sowohl auf globaler Ebene als auch von regionalen Akteuren. Allein
schon die Wohlstand mehrende Kraft des Weltwirtschaftssystems tr�gt dazu
bei, eine bessere Befriedigung von Grundbed�rfnissen der Menschheit sicher-
zustellen und Verteilungskonflikte zu reduzieren. Dar�ber hinaus k�nnen
weltwirtschaftliche Instrumente – wie gezeigt – gezielt in den Dienst der F�r-
derung des Menschenrechtsschutzes gestellt werden. Dessen ungeachtet kann
aber auch eine Vielzahl von – zumindest potenziellen – Spannungen zwischen
beiden Ordnungen nicht geleugnet werden. Beispielhaft seien folgende Span-
nungen erw�hnt:

(a) Menschenrechtsanliegen k�nnen WTO-rechtlichen Marktliberalisie-
rungsverpflichtungen kaum wirksam entgegengehalten werden. Zwar enth�lt

38 Vgl. Appellate Body Report on EC-Conditions for the Granting of Preferences to
Developing Countries, WT/DS246/AB/R (20. April 2004). Vgl. dazu Di Turi, Il
sistema di preferenze generalizzate della Comunit� Europea dopo la controversia
con l,India sul regime speciale in tema di droga, Rivista di Diritto Internazionale
2005, 721–737.

39 F�r eine kritische Haltung in diesem Zusammenhang vgl. Deen, Systemweite Ko-
h�renz – aus der Sicht des S�dens – Die G-77 lehnt eine Verbindung von Entwick-
lungshilfe und Menschenrechte ab, Vereinte Nationen 2/2007, S. 52–55.

40 Konkret gemeint ist hier der „Kadi-Fall“. Vgl. dazu Hilpold, EU Law and UN
Law in Conflict: The Kadi Case, in: Max Planck UNYB 13 (2009) 141–182 sowie
ders., UN Sanctions Before the ECJ: The Kadi Case, in: Reinisch (Hrsg.), Challen-
ging Acts of International Organizations before National Courts, 2010 (erscheint
demn�chst).
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Art. XX GATT Ausnahmebestimmungen, diese beziehen sich aber nicht un-
mittelbar auf den Menschenrechtsschutz. Beschr�nkungsm�glichkeiten zum
„Schutz der �ffentlichen Sittlichkeit“ (lit. a), zum „Schutz des Lebens und der
Gesundheit von Menschen, Tieren und Pflanzen“ (lit. b) und „hinsichtlich der
in Strafvollzugsanstalten hergestellten Waren“ (lit. e) k�nnen in diesem Sinne
allenfalls indirekt nutzbar gemacht werden.

(b) Direkter oder indirekter Druck zur Markt�ffnung zeitigt zwar – wie
dargelegt – in der �berwiegenden Zahl der F�lle positive wirtschaftliche Effek-
te, aber eben nicht in allen.

(c) Mit dem TRIPs-Abkommen und der damit verbundenen Verpflichtung
zur Anerkennung von Patentrechten auch im Bereich lebensnotwendiger Me-
dikamente werden diese f�r zahlreiche Entwicklungsl�nder unerschwing-
lich.41

(d) Im GATS-Bereich sind die potenziellen menschenrechtlichen Problem-
lagen schließlich un�berschaubar. Sie reichen von dem – indirekten – Zwang
zur Liberalisierung von Basisdienstleistungen, die sich damit h�ufig erheblich
verteuern k�nnen,42 bis hin zu der Frage, inwieweit die Einschr�nkung der
Freiz�gigkeit von Dienstleistungserbringern (sog. Erbringungsart 4)43 men-
schenrechtliche Grundanliegen verletzt.

Ein interessanter, viel beachteter L�sungsansatz ging dahin, diese Proble-
matik innerhalb der WTO mittels eines interpretativen Ansatzes, gleichsam
von innen heraus, zu l�sen.44 Nach diesem Ansatz k�nnten die Streitbeile-
gungsinstanzen der WTO zur L�sung entsprechender Konflikte unmittelbar
auch menschenrechtliche Normen heranziehen. Zwar sei es zutreffend, dass

41 Zwar wurde diesbez�glich versucht, Abhilfe zu schaffen, und zwar �ber die „Doha
Declaration on the TRIPS Agreement and Public Health“ sowie �ber die Entschei-
dung vom 30. 8. 2003 �ber die Umsetzung von Abs. 6 dieser Deklaration. Zwangs-
lizenzen f�r lebensnotwendige Medikamente sollten damit auch dann m�glich wer-
den, wenn die betreffenden Medikamente nicht �ber den eigenen Markt bestimmt
sind. Bekanntlich verf�gen die am wenigsten entwickelten L�nder nicht �ber die
Voraussetzungen, um Medikamente selbst bei Vorliegen von Zwangslizenzen zu
produzieren. Der einzige Ausweg sind hier Drittstaatenimporte. Die aufgezeigte
L�sung wird aber von vielen Industriestaaten faktisch weiter konterkariert. Vgl.
Howse/Teitel (Fn. 22), S. 62 ff.

42 Hier sei insbesondere das Stichwort „Wasser“ angesprochen. Die Erfahrung hat ge-
zeigt, dass die Privatisierung von Grundversorgungsdiensten zu einer erheblichen
Verteuerung dieser Leistungen f�hren und sozial schw�chere Gruppen von der
Versorgung ausschließen kann. Oft wurde �bersehen, dass die �bernahme von
GATS-Verpflichtungen mit der Beibehaltung von Sozialtarifen unvereinbar sein
kann. Vgl. Dommen, The WTO, International Trade, and Human Rights (Fn. 9),
S. 7 des Manuskripts.

43 Vgl. dazu Hilpold, Migration und Internationales Wirtschaftsrecht, in: Hilpold/Pe-
rathoner (Hrsg.), Immigration und Integration, 2010, S. 20 ff. Verpflichtungen im
Bereich der „Erbringungsart 4“ („Mode 4“) werden bekanntlich nur sehr z�gerlich
und mit zahlreichen Einschr�nkungen �bernommen.

44 So Pauwelyn, Conflict of Norms in Public International Law, 2003.
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die Gerichtsbarkeit dieser Instanzen durch das WTO-Recht abgedeckt w�r-
de.45 Das „anwendbare Recht“ („applicable law“) reiche aber gem�ß Art. 7
Abs. 2 des Streitbeilegungsabkommens („Dispute Settlement Understanding“
– „DSU“) weiter. Diese Bestimmung sieht zwar nur vor, dass die den Streitbei-
legungsinstanzen vorgelegten Streitf�lle nach Maßgabe „der einschl�gigen Be-
stimmungen aller unter die Vereinbarung fallenden �bereinkommen, auf die
sich die Streitparteien beziehen“ gekl�rt werden m�ssten. Dazu haben Kom-
mentatoren46 aber auch Bestimmungen außerhalb des WTO-Rechts gez�hlt,
und zwar unter R�ckgriff auf Art. 3.2 DSU, nach welchem das anwendbare
Recht „in �bereinstimmung mit den Auslegungsregeln des V�lkergewohn-
heitsrechts“ auszulegen sei. Dar�ber hinaus bestimme Art. 31 der Wiener Ver-
tragsrechtskonvention, dass bei der Auslegung neben dem Zusammenhang
„jede andere in den Beziehungen zwischen den Parteien anwendbare v�lker-
rechtliche Regel“ heranzuziehen sei. Nach der hier vertretenen Auffassung
bedeutet dies aber noch nicht, dass damit bei der Auslegung von WTO-Recht
jede menschenrechtliche Regel zu ber�cksichtigen ist – ganz im Gegenteil: Bei
der Auslegung von WTO-Recht ist vielmehr – wie bei der Auslegung jeder
v�lkerrechtlichen Norm – die Wortlautschranke zu beachten. Menschen-
rechtsnormen sind dar�ber hinaus nicht automatisch und per se mit erga om-
nes- (bzw. ius cogens-)Charakter ausgestattet.47 An dem f�r das V�lkerrecht
grundlegenden Konsensprinzip und der koordinationsrechtlichen Struktur
dieser Ordnung �ndern auch die genannten WTO-rechtlichen Bestimmungen
nichts. Tats�chlich hat die Berufungsinstanz der WTO im EC-Biotech-Fall
das Konzept der „in den Beziehungen zwischen den Parteien anwendbaren
Regel“ auch sehr eng ausgelegt.48 Ein solcher Ansatz erscheint freilich nach

45 Vgl. Art. 1.1, 1. Satz DSU: „Die Regeln und Verfahren dieser Vereinbarung gelten
f�r Streitigkeiten, die aufgrund der Bestimmungen �ber Konsultationen und Streit-
beilegung der in Anhang 1 dieser Vereinbarung genannten �bereinkommen [. . .]
vorgebracht werden.“

46 Vgl. Pauwelyn (Fn. 44).
47 Vgl. zu dem Thema der erga omnes-Verpflichtungen den wegweisenden Beitrag

von Paolo Picone, Obblighi reciproci ed erga omnes degli Stati nel campo della pro-
tezione internazionale dell,ambiente marino dall,inquinamento, in: Starace (Hrsg.),
Diritto internazionale e protezione dell,ambiente marino, Studi e documenti sul di-
ritto internazionale del mare, (12), 1983.

48 Das in der EU geltende Verbot f�r genetisch modifizierte Organismen wurde von
dieser bekanntlich unter Verweis auf das Vorsichtsprinzip (precautionary principle)
gerechtfertigt, das im Protokoll von Cartagena aus 2000 zum Abkommen �ber Ar-
tenvielfalt enthalten ist. Das zust�ndige WTO-Panel hat sich aber geweigert, dieses
Prinzip im vorliegenden Fall als „anwendbares Recht“ zu qualifizieren, da keiner
der Beschwerdef�hrer (USA, Argentinien und Kanada) dieses Protokoll ratifiziert
hatten. Vgl. Panel Report, EC – Measures Affecting the Approval and Marketing
of Biotech Products, WTO Doc. WT/DS291/R, WT/DS292/R, WT/DS293/R,
Corr. 1 and Add. 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8 and 9.
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�berwiegender Auffassung zu streng.49 Auf große Zustimmung st�ßt der An-
satz der ILC, die im Rahmen ihrer Studie zur Fragmentierungsthematik50 ver-
langt hat, dass der „normative Rahmen“ („normative environment“) bei der
Auslegung Ber�cksichtigung finden m�sse.51

VI. Schlussfolgerungen

Es mag sein, dass die Gefahr eines offenen Konflikts zwischen WTO-Recht
und grundlegenden Menschenrechten in den ersten Jahren nach dem Inkraft-
treten der Welthandelsordnung �berbetont wurde. Die Existenz eines entspre-
chenden Spannungsverh�ltnisses kann freilich nicht bestritten werden, und es
ist durchaus m�glich, dass solche Konstellationen in Zukunft streitanh�ngig
werden k�nnten. Weit gravierender als die Gefahr eines solchen justiziellen
Konfliktes ist die politisch-legitimatorische Komponente. Die Dimension des
WTO-Rechts und die Notwendigkeit seiner kontinuierlichen Festigung und
Erweiterung allein zum Zwecke seiner Bestandssicherung52 bringen diese
Rechtsmasse immer enger mit politischen Fragestellungen in Ber�hrung. Die
WTO kann sich, anders als noch das GATT, nicht mehr in eine Nischenposi-
tion zur�ckziehen und sich jeglicher politischen Verantwortung, die �ber das
unmittelbare Umfeld technischer Fragen der Handelsliberalisierung hinaus-
geht, entziehen. Angesichts des Gewichts der WTO werden von dieser Orga-
nisation Antworten auf vielf�ltigste Fragestellungen erwartet. Wenngleich die
Welthandelsorganisation bei Weitem nicht allen Anforderungen gerecht wer-
den kann, die an sie herangetragen werden, so muss sie sich doch der betreffen-
den Diskussion stellen. Tats�chlich gibt es vielversprechende Anzeichen einer
ernst gemeinten Bereitschaft, mit den UN-Menschenrechtsinstitutionen zu-
sammenzuarbeiten. Dies soll keineswegs bedeuten, dass die WTO ihre Identi-
t�t preisgeben soll. Arbeitsteilung ist nicht nur in den Internationalen Wirt-
schaftsbeziehungen sinnvoll, sondern auch im Zusammenwirken internatio-

49 Es gibt n�mlich kein einziges v�lkerrechtliches Abkommen, dem alle WTO-Mit-
glieder angeh�ren – allein schon deshalb, weil die WTO-Mitgliedschaft auch
nichtstaatlichen Gebilden wie Hong Kong, der EU und China Taipei offensteht.
Vgl. Joseph, Democratic Deficit, Participation and the WTO, in: Joseph et al.
(Hrsg.), The World Trade Organization (Fn. 10), S. 313, 319.

50 Vgl. International Law Commission, Fragmentation of International Law: Diffi-
culties Arising from the Diversification and Expansion of International Law, Re-
port of the Study Group of the International Law Commission, finalized by Kos-
kenniemi, UN Doc. A/CN.4/L/682 (13. April 2006).

51 Ibid., Abs. 415ff.
52 Im Rahmen der Uruguay-Runde wurde in diesem Zusammenhang das „Fahrrad-

Modell“ ins Spiel gebracht: Wenn dieses nicht fortlaufend in Schwung gehalten
wird, f�llt es um.
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naler Institutionen.53 Der Leitspruch „Von Government zu Governance“ gilt
auch im Verh�ltnis zwischen WTO und Menschenrechtsinstitutionen. Es be-
darf einer sinnvollen Koordinierung der Aktivit�ten dieser Einrichtungen, die
unter Beibehaltung ihrer Autonomie ihre punktuelle Verantwortung in einem
breiteren, interdependenten Lenkungsauftrag wahrnehmen m�ssen.

53 Dies kommt auch sehr deutlich in der gemeinsam von WTO und ILO ausgearbei-
teten Studie zu „Trade and Employment“ aus 2007 zum Ausdruck. Die Schlussbe-
merkung zu der betreffenden Studie bringt dies auf den Punkt: „The main conclu-
sion that emerges from this study is that trade policies and labour and social policies
do interact and that greater policy coherence in the two domains can have signifi-
cantly positive impacts on the growth effects of trade reforms and thus ultimately
on their potential to improve the quality of jobs around the world. From this per-
spective, research directed at supporting the formulation of more effective and co-
herent policies would clearly have a high pay-off to the international community.“
Ibid., S. 90.


